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Wahlbekanntmachung für die Wahlen zum Konvent, 
zu den Fachbereichskonferenzen und 

nur für Dozenten und wissenschaftliche Bedienstete -

zum Senat vom 6. bis 8. Februar 1973 
aufgrund der im Staatsanzeiger für 
das Land Hessen, Nr. 50 vom 11. De­
zember 1972, veröffentlichten Wahl­
ordnung. 
Die Wahlordnung liegt im Wahlamt, 
Schumannstraße 63, und im Ge­
schäftszimmer des Fachbereichs 
Humanmedizin, zur Einsichtnahme 
aus. 

1. WAHLLOKALE 
Für die Durchführung der Wahlen 
werden Stimmbezirke gebildet. Die 
Wahllokale für die einzelnen Stimm­
bezirke werden noch bekanntgege­
ben, sie sind an den Wahltagen 
jeweils von 9 bis 16 Uhr geöffnet. 

2. WAHLBERECHTIGTE 
sind in 
Wählergruppe I 
die Professoren im Sinne von § 39 
Abs. 1-3 des Universitätsgesetzes 
(HUG) vom 12. Mai 1970, 
Wählergruppe Ir 
die Dozenten im Sinne von § 39 Abs. 
1, 2 und 4 HUG, 
Wählergruppe Irr 
die wiss. Bediensteten im Sinne von 
§45HUG, 
Wählergruppe IV 
die Studenten im Sinne von § 46 
HUG, 
Wählergruppe V 
die weiteren Bediensteten, sofern 
ihre Tätigkeit mehr als die Hälfte der 
tariflich oder dienstrechtlich vorge­
sehenen Arbeitszeit umfaßt. 
Die bereits berufenen und bis zu 
ihrer Einstellung mit der Vertretung 
ihrer künftigen Stelle betrauten Pro­
fessoren und die emeritierten, mit der 

Vertretung ihrer Stelle noch beauf­
tragten Professoren üben das Wahl­
recht in der Gruppe der Professoren 
aus. Bedienstete haben das Wahlrecht, 
soweit sie im Dienste des Landes 
Bessen an der Universität tätig sind; 
privatrechtliche Dienst- und Be­
schäftigungsverhältnisse begründen 
kein Wahlrecht. 
Wer in mehreren der in Frage kom­
menden Wählergruppen wahlberech­
tigt wäre, übt sein Wahlrecht in der 
Gruppe aus, die durch die jeweils 
niedrigste Zahl bezeichnet ist. Sofern 
nicht das in § 24 BUG begründete 
Mehrfachwahlrecht zu berücksichti­
gen ist, hat der Wahlberechtigte nur 
eine Stimme. Bei den Wahlen zu den 
Fachbereichskonferenzen üben die 
Studenten ihr Wahlrecht in den 
Fachbereichen aus, deren Mitglieder 
sie nach Maßgabe der Allgemeinen 
Vorschriften für Studierende sind. 
DC'.l> Wahl:recht derjenigen Wahlbe­
rechtigten, dia für das Winterseme­
ster 1972/73 beurlaubt sind, ruht. 
Das Wahlrecht von Hochschulleh­
rern, die während eines Forschungs­
semesters (§ 44 HUG) nicht beurlaubt, 
sondern nur von den Lehr- und Prü­
fungsverpflichtungen befreit sind, 
bleibt bestehen. 

3. WÄHLERVERZEICHNIS 
Die AusübUiIlg des Wahlrechts setzt 
die Eintragung in das Wählerver­
zeichnis oder die Erteilung eines 
Wahlscheines voraus. Alle wahlbe­
rechtigten Bediensteten und die Stu­
denten erhalten eine Wahlbenach­
richtigung. 
Das Wählerverzeichnis wird vom 10. 
bis 12. und am 15. und 16. Januar 1973 

Verordnung des HKM 
Zu Nr. 2 der Wahlbekanntmachung, 
Wählergruppe H (Dozenten) entneh­
men wir einer Verordnung des Bess. 
Kultusministers, veröffentlicht im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen vom 22. Dezember 
1972 (Seite 423), auszugsweise: 
(1) Zusätzlich zu den Dozenten neh­
men das aktive und passive Wahl­
recht in der Gruppe der Dozenten 
wahr: 
1. Wissenschaftliche Assistenten, die 
nicht übergeleitet werden, daher in 
ihrem Dienstverhältnis verbleiben 
und deren jährliche Lehrverpflich­
tung durchschnittlich ständig minde­
stens 4 Semesterwochenstunden an 
Vorlesungen, übungen oder sonstigen 
Lehrveranstaltungen mit gleichem 
Arbeitsaufwand beträgt; 
2. Studienräte und Oberstudienräte 
sowie Akademische Räte und Akade­
mische überräte, die nicht zu Profes­
soren der Besoldungsgruppe H 2 und 
H 3 ernannt werden, in ihrem bishe-

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 25. Januar 1973. Re­
daktionsschluß ist der 19, Januar 
1973, in Ausn,ahmefällen auch 
später. 
UNI-REPORT steht im Rahmen 
seiner Mögl.ichkeiten allen Uni­
versitätsmitgliedern für Veröf· 
fentlichungen zur Verfügung. 

rigen Dienstverhältnis verbleiben 
und deren jährliche Lehrverpflich­
tung durchschnittlich ständig minde­
stens 8 Semesterwochenstunden an 
Vorlesungen, übungen und sonstigen 
Lehrveranstaltungen mit gleichem 
Arbeitsaufwand beträgt; das gleiche 
gilt für die wissenschaftlichen Ange­
stellten mit gleichen Lehrverpflich­
tungen. 
Das Wahlrecht begründet nicht die 
sonstigen Rechte und Pflichten eines 
Hochschullehrers mit Ausnahme der 
in § 27 Abs.1 und § 35 Abs. 1 des Uni­
versitätsgesetzes genannten Zugehö­
rigkeit zum Direktorium. 
(2) Wissenschaftliche Assistenten, 
Studienräte und Oberstudienräte 
sowie Akademische Räte, Akademi­
sche Oberräte und wissenschaftliche 
Angestellte, die in ihrem Dienstver­
hältnis verbleiben und deren Lehr­
verpflichtung unter der in Abs.1 
Nr.1 bzw. Nr.2 genannten Zahl an 
Semesterwochenstunden liegt, üben 
das aktive und passive Wahlrecht in 
der Gruppe der wissenschaftlichen 
Bediensteten aus, dies gilt entspre­
chend für wissenschaftliche Ange­
stellte. 
(3) Abs. (1) Nr.2 und Abs. (2) sind auf 
Lektoren entsprechend anzuwenden. 
Dabei gilt die Vermittlung von 
Sprachkennt.nissen nicht als Lehrver­
anstaltung im Sinne von Abs. (1) 
Nr. 2, sondern als wissenschaftliche 
Dienstleistung gemäß § 45 Abs. 1 des 
Universitä tsgesetzes. 

jeweils von 9 bis 17 Uhr beim Wahl­
amt, Schumannstraße 63, und für den 
Fachbereich Humanmedizin im Ge­
schäftszimmer des Fachbereichs zur 
Einsichtnahme ausgelegt. 
Am 16. Januar 1973, um 17 Uhr, wird 
das Wählerverzeichnis geschlossen. 
Gegen die Nichteintragung oder eine 
fehlerhafte Eintragung kann von 
jedem Wahlberechtigten während 
der Offenlegung des Wählerverzeich­
nisses schriftlich Widerspruch beim 
zentralen Wahlvorstand (Wahl amt) 
eingelegt werden. 

4. WÄHLBARKEIT 
Wählbar sind alle aktiv Wahlberech­
tigten, die der Universität zum Zeit­
punkt der Wahl mindestens sechs 
Monate angehören (§ 14 Abs. 2 Satz 2 
BUG). Diese Voraussetzung gilt auch 
als erfüllt 
für Hochschullehrer, 
die im vorhergehenden Seme::>te:t mit 
der Vertretung ihrer künftigen Stelle 
betraut waren, 
für Studenten, 
die im vorhergehenden Semester an 
der Universität ordnungsgemäß 
immatrikuliert waren, ohne Rück­
sicht auf den Zeitpunkt, an dem die 
Immatrikulation bzw. Rückmeldung 
erfolgt ist. 

5. VORSCHLAGSLISTEN 
Die Wahlberechtigten werden hier­
mit aufgefordert, bis zum 16. Januar 
1973 um 17 Uhr, Vorschlagslisten für 
die einzelnen Wahlen beim Zentralen 
Wahlvorstand (Wahlamt, Schu­
mannstraße 63) einzureichen. Form­
blätter sind beim Wahl amt sowie bei 
der Kliniksverwaltung (Herrn Koch, 
Verwaltungsgebäude, Zimmer 210, H. 
Obergesch.) erhältlich; sie können 
auch fernmündlich beim Wahlamt 
(Nebenst. 3610 - 3612) angefordert 
werden. 
Jede Vorschlagsliste kann beliebig 
viele Bewerber enthalten. Bei Kon­
ventswahlen muß die Zahl der Be­
werber auf einer Vorschlagsliste 
mindestens 50 Prozent der von der 
Gruppe zu besetzenden Sitze betra­
gen. Bei Senats- und Fachbereichs­
wahlen soll die Zahl der Bewerber 
auf einer Vorschlagsliste mindestens 
doppelt so groß seine wie die Zahl der 
von der Gruppe zu besetzenden Sitze. 
Die Reihenfolge der Bewerber muß 
aus der Vorschlagsliste ersichtlich 
sein. 
In einer Vorschlagsliste können 
jeweils nur Bewerber aus einer Wäh­
lergruppe benannt werden. Bewer­
ber, die in der jeweiligen Gruppe 
nicht wählbar sind, werden auf Be­
schluß des Wahlvorstandes von der 
Vorschlagsliste gestrichen. Die Vor­
schlagsliste muß den Namen der Be­
werber, ihr Geburtsdatum, die Pri­
vatanschrift und den Fachbereich 
oder die Einrichtung enthalten, in der 
sie tätig sind oder studieren. 
Mit der Vorschlagsliste ist die 
schriftliche Einverständniserklärung 
der in ihr genannten Bewerber zur 
Kandidatur auf diesem Wahlvor­
schlag vorzulegen. Die Benennung 
eines Bewerbers ohne Einverständ­
niserklärung ist unzulässig. 
Ein Bewerber darf nur auf einer Vor­
schlagsliste genannt werden. Mit 
jedem Wahlvorschlag soll ein Ver­
trauensmann unter Angabe seiner 
Anschrift und möglichst auch seines 
Fernsprechanschluss.es benannt wer­
den. Falls keine besondere Benen­
nung erfolgt, gilt der auf dem ersten 
Platz der Vorschlagsliste genannte 

Bewerber als Vertrauensmann. Der 
Vertrauensmann ist zur Abgabe und 
zum Empfang von Erklärungen ge­
genüber dem Zentralen Wahlvorstand 
und dem Wahlleiter bevollmächtigt. 
Die Wahlorgane können jedoch in 
allen Fällen auch unmittelbare Er­
klärungen von den Bewerbern entge­
gennehmen und ihnen gegenüber ab­
geben. 
Grundsätzlich müssen für jede Wahl 
mindestens 2 Vorschlagslisten für 
jede der wählenden Gruppen vorge­
legt werden. Für den Fall, daß kein 
oder nur ein Wahlvorschlag eingeht, 
ist das Verfahren in der Wahlord­
nung besonders geregelt. 

6. WAHLHANDLUNG 
a) Urnenwahl 
Jeder Wahlberechtigte kann nur in 
dem Wahllokal des Stimmbezirks 
wählen, in dessen Wählerverzeichnis 
er eingetral?:en ist. Die Studenten ge­
ben ihre Stimme für die Wahl zum 
Konv-ent in dem Stimmbezirk ab, 
dem der Fachbereich des Hauptfachs 
bzw. ersten Unterrichtsfachs zuge­
ordnet ist. 
Die wahlberechtigten Bediensteten 
haben zur Wahl einen amtlichen 
Ausweis mit Lichtbild, die Studenten 
den Studentenausweis oder einen an­
deren amtlichen Ausweis mit Licht­
bild vorzulegen. 
Als amtlicher Ausweis im Sinne der 
Wahlordnung gelten: Personalaus­
weis, Reisepaß und Führerschein. 
Wahlumschläge werden nur gegen 
Rückgabe, Wahlscheine und Wahlbe­
nachrichtigungen in keinem Falle 'er­
setzt. 

b) Briefwahl 
Ein Wahlberechtigter, der von der 
Briefwahl Gebrauch machen will, hat 
den schriftlichen Antrag (Formblatt 
beim Wahlamt, Schumannstraße 63, 
erhältlich) bis zur Schließung des 
Wählerverzeichnisses beim Wahlamt 
zu stellen. Die Briefwahlunterlagen 
werden - entsprechend dem Antrag 
- entweder dem Wahlberechtigten 
zugesandt oder können während der 
letzten 3 Arbeitstage vor der Wahl 
beim Wahl amt abgeholt werden. Die 
Stimmabgabe gilt als rechtzeitig er­
folgt, wenn der Wahlbrief dem Zen­
tralen Wahlvorstand (Wahlamt) bis 
zum Ablauf der für die Durchfüh­
rung der Wahlhandlung festgesetzten 
Zeit zugegangen ist. 

c) Stimmenauszählung 
Bei der Auszählung der Stimmen 
sind Stimmzettel ungültig 
1. die nicht in einem amtlichen 

Wahlumschlag abgegeben sind, 
2. die nicht als amtlich erkennbar 

sind, 
3. aus denen sich der Wille des Wäh­

lers nicht zweifelsfrei ergibt, 
4. die einen Zusatz oder einen Vorbe-

halt enthalten. 
Mehrere in einem Wahlumschlag ent­
haltene Stimmzettel, die gleich lau­
ten, werden als eine Stimme gezählt. 
Leere Wahlumschläge gelten als un­
gültige Stimmabgabe. 

7. WAHLPRtJFUNG 
Wird vom , Wahlleiter oder einem 
Wahlberechtigten geltend gemacht, 
daß bei der Wahl gegen zwin,gende 
Vorschriften der Gesetze oder dieser 
Wahlordnung verstoßen sei, tritt der 
zuständige Wahlvorstand in ein 
Wahlprüfverfahren etn. Der A,ntrag 
dazu kann nur innerhalb von zehn 
Arbeitstagen nach der Bekanntma-

chung des Wahlergebnisses nach der 
Stimmenauszählung gestellt werden. 

8. QUORUM 
Nach § 21 Abs. 2 des Hessischen 
Hochschulgesetzes vom 12. Mai 1970, 
ist für die Mitwirkung einer Gruppe 
in der Selbstverwaltung der Hoch­
schule und die Zuteilung von Sitzen 
im Konvent an die einzelne Gruppe 
erforderlich, daß 10 v. H. ihrer wahl­
berechtigten Angehörigen an der 
Wahl ihrer Vertreter teilgenommen 
haben. Voraussetzung für die Zutei­
lung aller Sitze an die einzelne 
Gruppe ist eine Wahlbeteiligung von 
mindestens 50 v. H. Beträgt die Wahl­
beteiligung 30 v. B. bis weniger als 
50 v. B., so verringert sich die Zahl 
der Sitze um 25 v. H.; beträgt die 
Wahlbeteiligung 10 v. H. bis weniger 
als 30 v. H., so verringert sich die 
Zahl der Sitze um 50 v. H. 

S. SITZU}':GEN DES ZENTRALEN 
WAHLVORSTANDES 
Die Sitzungen des Zentralen Wahl­
vorstandes sind öffentlich. Die Sit­
zungstermine sowie die sonstigen 
Verlautbarungen werden an folgen­
den Stellen bekanntgegeben: 

Hauptgebäude, 
Tafel gegenüber Zimmer 45 des 
Sekretariats (Erdgeschoß), 

Kanzleramt, 
Diele, Erdgeschoß, 

Wahlamt, 
Flur, Erdgeschoß (hinterer Eingang). 
Verlautbarungen der Wahlvorstände 
der Fachbereiche werden jeweils an 
den Schwarzen Brettern der Fachbe­
reiche bekanntgegeben. 

10. GESCHÄFTSSTELLE 
DES ZENTRALEN WAHLVOR. 
STANDES 
ist das Wahlamt, Schumannstraße 63, 
H.Obergeschoß. 
Fernsprecher: 36 10 - 36 12 
Sprechstunden: montags bis freitags 
von 9 bis 12 Uhr. 
Die Geschäftsstellen der Wahlvor­
stände der Fachbereiche werden 
durch Aushang in den Fachbereichen 
bekanntgegeben. 

Der Wahlvorstand 

(Wahllokale und Listen werden im 
nächsten Uni-Report bekanntgege­
ben, d. Red.) 

Tarifverhandlung 
(ÖTV). Die öffentlichen Arbeitgeber 
Bund, Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL) und Vereinigung kom­
munaler Arbeitgeberverbände (VKA) 
haben mit der Gewerkschaft Öffent .. 
liehe Dienste, Transport und Verkehr 
den Beginn der Tarifverhandlungen 
für den öffentlichen Dienst auf Frei-, 
tag, den 12. Januar 1973 festgelegt. 
Die Verhandlungen werden in Stutt­
gart stattfinden . . Die Gewerkschaft 
ÖTV hat eine Erhöhung der Löhne 
und Gehälter ab 1. Januar 1973 um 6 
Prozent und um einen einheitlichen 
Betrag von 70 DM gefordert. Von den 
Lohn- und Vergütungstarifverträg~n 
sind rund 1,4 Millionen Arbeiter und 
Angestellte bei Bund, Ländern und 
Gemeinden betroffen. 
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Zur Diskussion gestellt SPD: Studienreform 
•• 

Uberleitung - und was nun? 
dpa - Der nordrhein-westfälische 
Wissenschaftsminister Johannes Rau 
(SPD) hat eine schnellere und energi­
schere Reform von Studiengängen in 
der Bundesrepublik gefordert. Er er­
klärte, wenn die Kultusministerkon­
ferenz sich nicht bis zum Sommer 
1973 auf ein einheitliches Instrumen­
tarium für die Studienreform einige, 

, Der Vollzug der Personalüberlei­
. tung in del' letzten Arbeitswoche 

des Jahres 1972 hat der partiellen 
Realisierung des HUG so etwas 
die freundliche Verpackung eines 
Weihnachtsgeschenkes gegeben, 
dessen Inhalt und Wert für die 
Universitäten dieses Landes frei­
lich noch lange Zeit fragwürdig 
bleiben. 
Einerseits ist die Zahl berechtigter 
Anwi:irter, der Oberstudienräte, 
akademischen Räte, Lektoren und 
Angestellten, die von der Empfän­
gerliste des landesherrlichen Prä­
sents nachträglich gestrichen 
wurden, beunruhigend groß; an~ 
dererseits fand die Gruppe der 
Dozenten beim Aufschnüren ihres 
Paketes eine tickende Zeitbombe 
vor mit dem individuell einge­
stellten Datum jener Explosion, 
die sie mit Sicherheit aus dieser 
Universität hinaussprengen wird. 
Die neuernannten Professoren 
schließlich müssen sich fragen, ob 
die Würde der "geschenkten" 
überleitungstitulatur im universi­
tären Alltag neben den Beru­
fungsprofessoren hÖ.here Gehalts­
dotation .Anerkennung findet und 
ob die Eingliederung in Lehre, 
Selbstverwaltung und Prüfungs­
betrieb ihnen die Möglichkeit zu 
gleichberechtigter wissenschaft­
licher Arbeit sowie reelle Auf­
stiegschancen in der akademi­
schen Laufbahn beläßt. Den wis­
senschaftlichen Bediensteten end­
lich bleiben nur düstere Perspek­
tiven: ohne selbständige Lehre 
und eigene Forschung ist ihnen 
der Zugang zu den Hochschulleh­
rersteIlen verwehrt, die ohnedies 
durch nur wenig ältere Kollegen 
auf Jahre hinaus besetzt sind. 
Eine realistische Bilanz der Perso­
nalüberleitung und die daraus zu 

folgernden Prognosen m.achen 
eine starke Vertretung der ge­
nannten Gruppen in den Organen 
der Hochschule erforderlich. Dar­
aus ergibt sich die unabweisbare 
Notwendigkeit einer Kooperation 
in der Gremienpolitik über Stan­
desgrenzen und Gruppenegoismen 
hinweg. Die konkreten Aufgaben 
der nächsten Monate, demokrati­
sche Satzungen, flexible Ordnun­
gen Nr Promotion, BabiHtatiop 
und Berufungen und insbesondere 
die Abwehr des drohenden Haus­
berufungsverbots verlangen nach 
vorurteilsfreier Zusammenarbeit. 
Die noch anstehenden partiellen 
Verbesserungen der neuen univer­
sitären Binnenstruktur lassen sich 
nur erreichen, wenn die Orientie­
rungslinien der Zukunft nicht 

. mehr nach hierarchischen Status­
vorsteIlungen gezogen werden, 
sondern wenn die Verwirklichung 
des HUG nach Geist und Buch­
st~be erstrebt wird. 
Die Priorität organisatorischer 
Reformen vor gesellschaftspoliti­
schen, curicularen und wissen­
schaftstheoretischen Innovationen 
erweist sich nunm.ehr als falsch. 
Das Beispiel von Fachbereichen, 
die größer und weniger arbeitsfä­
hig als die alten Fakultäten ge­
worden sind und später nach einer 
eventuellen Gesetzesnovellierung 
von Fachbereichsräten regiert 
werden sollen, belegt dies ebenso 
deutlich wie die Tatsache, daß 

sich mit der Abkapselung der 
Fachbereiche die Wissenschaften 
auseinandergelebt haben, daß in­
terdisziplinäre Forschungspro­
jekte oder fächerübergreifende 
Einrichtungen wie das Didakti­
sche Zentrum für Lehrerbildung 
auf größte Schwierigkeiten sto­
ßen. Für den wissenschaftlichen 
:Fortschritt führt das zu kaum 
noch reparablen Schäden; und 
erst recht w~rclen Studium und 
Lehre - eingezwängt in Regelstu­
dienzeiten, starre Prüfungsord­
nungen und einen straffen Nume­
rUS clausus - zur E:onsumption 
von Fakten und Lehrmeinungen 
degradiert, statt zu kritischer 
Rationalität und der Auseinander­
setzung mit anvisierten Berufsfel­
dern und sozialen Aufgaben in der 
Gesellschaft anzuregen . 
Die Angehörigen dieser Hoch­
schule sind aufgerufen zu Mitbe­
stimmung und SelbstverwaHung; 
sie können die anonyme Macht 
praxis ferner Statistiker und den 
abstrakt-schematischen Dirigis­
mus technokratischer Planer in 
die Schranken weisen. In dem be­
reits wieder verfallenden institu­
tionellen Mauerwerk der demo­
kratischen Hochschulreform 
wuchern in charakteristischer 
Symbiose reaktionäre und chao­
tisch-utopische Kräfte. Hier müs­
sen neue Initiativen ansetzen. 

Dieter Eebentiseh 
NIK -Senatsvertreter 

Unter diesem TUel veröffentlicht UNI-REPORT Beiträge von Universi­
tätsangehörigen zu unterschiedlichen Themen. Auswahlkriterium ist 
dabei nicht in erster Linie Inhalt und Qualität der Beiträge, sondern 
die Frage, ob die Autoren ein berechtigtes Interesse daran haben, ihre 
Meinung einer breiteren Öffentlichkeit darzustellen, oder ob die Öffent­
lichkeit erhebliches Interesse daran hat, Meinungen und Argumenta­
tionen der Autoren kennenzulernen. 

, dann werde schließlich den SPD­
Ländern nichts anderes übrig bleiben 
als sich, wie schon bei der Lehreraus­
bildung, in einer Vereinbarung auf 
,ihr eigenes Konzept festzulegen. Rau 
meinte, die Grundsätze für einen 
Staatsvertrag zur Studienreform 
könnten schon bis Ende März erar­
beitet sein. Die KMK wäre also 
durchaus in der Lage, noch vor der 
Sommerpause eine Grundsatzent­
sc.heidung für oder gegen einen sol­
chen Vertrag zu fällen. Rau betonte, 
ein Staatsvertrag über die Studienre­
form müsse die integrierte Gesamt­
hochschule und die Integration bisher 
selbständiger Studiengänge in den 
Vordergrund stellen. Die SPD-Mini­
ster könnten keine Studienreform 
billigen, bei der als einzige Lösung 
nUr verschiedene Studiengänge zur 
sogenannten additiven Gesamthoch­
schule aneinandergereiht würden. 

Für die fünf neuen integrierten Ge­
samthochschulen in Nordrhein-West­
falen will Rau schon mit Beginn des 
Wintersemesters 1973/74 integrierte 
Studiengänge einführen. In den 
Fachbereichen Wirtschaftswissen­
schaft, Sozialwissenschaft, Mathema­
tik und Physik sowie in den Fächern 
Deutsch, Englisch, Französisch und 
Literatur sollen alle Studenten unab­
hängig davon, ob sie das Abitur oder 
die Fachhochschulreife als Studien­
voraussetzung mitbringen, ein sechs­
semestriges Grundstudium absolvie­
ren, ehe sie sich dann für ein theorie­
oder praxisbezogenes Weiterstudium 
entscheiden. Entsprechend soll es un­
terschiedliche Abschlüsse (Diplom 
oder Graduierung) an der . gleichen 

"Keine Bevorzugung von Mitgliederfi 
einer politischen Gruppierung" 

r r 

Unter der Uberscbrift "WohnheIm­
platz nur für Gesinn\lngsbrü,der" war 
in der Frankfurter Allgemeinen Zei­
tung am 9. 12. 1972 ein Artikel er­
schienen, der über ein vom ads in der 
Universität verteilten Flugblatt be­
richtete. In dem Artikel hieß es unter 
anderem: "Daß es in zunehmendem 
Maße der ,richtigen Gesinnung! be­
dürfe, um in Frankfurt in einem Stu­
dentenwohnlieim aufgenommen zu 
werden,~ bat das Aktlonskomitee de­
mokratischer Studenten (ads~sozialli­
beral)' in einem in «ler Universität 
verteilten Flugblatt gerügt .. • Darauf­
hin wandte sich der Qeschä{tsführer 
der Stiftu~g Studentenhaus, Lothar 
Grawe, mit einem Schreiben an die 
drei Frankfurter Tageszeitungen, das 
folgenden Wortlaut hat: 

B~tr.: Wohnh,ejmsituation in Frank-
furt . 

"Sehr geehrte Damen und Rerren, 
im Rahmen des Wahlkampfes zum 
Studentenparlament wurden von der 
Kritischen Union I RCDS und vom 
Aktions-Komitee demokratischer 
Studenten / ads Sozialliberal - zwei 
Flugblätter verteilt, die sich mit der 
Situation in den Frankfurter Studen­
tenwohnheimen befassen. Außerdem 
erschien auf Grund des ads-Flugblat­
tes in der FAZ vom 9.12. 1972 ein 
Artikel ,Wohnheimplätze nur für 
Gesinn ungs brüder?'. 

Die Flugblätter zeichnen mit teils fal­
schen, teils ungenauen Angaben ein 
nicht den Tatsachen entsprechendes 
Bild der Situation aller :Frankfurter 
Studentenwohnheime, und es ist um 
s'o bedauerlicher, daß die F AZ das 
ads-Flugblatt anscheinend ungeprüft 
zur Grundlage ihres Artikels ge­
macht hat. Wir können die Flugblät­
ter und den Presseartikel nicht unwi­
dersprocnen hinnehmen und wären 
Ihnen deshalb dankbar, wenn Sie un­
sere Stellungnahme hierzu veröffent­
lichen würden. 
Den Flugblatt-Verfassern ist sowohl 
ihre offensichtliche Unkenntnis vor­
zuwerfen als auch ihr Versueh, un­
gleiche Schuhe über denselben Lei­
sttm zu schla.gen; dies, obwohl sie die 
entsprechenden Informationen ohne 

Schwierigkeiten hätten erhalten Rän .. 
nen. 
So liegt der BundesdUl'chscllnitt der 
immatrikulierten Studenten, denen 
etn Wo.hnheünpla.tz zur Verfügung 
steht, leider nicht wie behauptet bei 
23,4 Prozent, sondern gleichauf mit 
Frankfurt bei etwa 11 Prozent (;mm 
Wintersemester 1971/72 exakt bei 10,5 
Prozent), Das ist ZW&,r kein Tro~t, 
rücld aber die Fr;3,nkfurter :Relation 
innerhalb der gesamten Wohnmisere 
der Studenten zurecht. 

Die Stiftung Studentenhaus verwal­
tet als offizieller Wohnheimträger 
der Universität von den 1920 Frank- ' 
furter Plätzen allein 1074. Da es 
neben ihr aber noch vier weitere 
Wohnheimträger gibt, hätte man also 
erwarten dürfen, daß die massiven 
Vorwürfe insbesondere wegen der 
Belegung der Wohnheime nicht all­
gemein, sondern präzisiert ausge­
sprochen werden. Bei der Stiftung 
Studentenhaus wird grundsätzlich 
durch Verlosung bestimmt, wer einen 
Wohnplatz erhält. Lediglich in sozia­
len Härtefällen entscheidet der Vor­
stand (zwei Arbeitnehmer, zwei Pro­
fessoren, zwei Studenten). Bej der 
Aufnahme in unsere Wohnheime - ' 
das 'gilt auch für unser Wohnheim 
Ludwig-Landmann-Straße - kann 
es deshalb keine Bevorzugung von 
Mitgliedern irgendeiner politischen 
Gruppierung geben, Die Wohnzeit in 
den Heimen der Stiftung Studenten­
haus ist auf sechs Semester begrenzt; 
über Verlängerungsanträge - Ex­
amen oder soziale Härtefälle - ent­
scheidet ebenfalls der Vorstand, so 
daß auch niemand unbegrenzt lange 
wohnen kann. 

Schließlich muß die Darstellung, ,wie 
die Politisierung in den Studenten­
wohnheimen vonstatten geht', durch 
diese unzulässige Verallgemeinerung 
den Eindruck hervorrufen, von sozia­
listischen Heimbewohnern ausge­
hende Feindseligkeiten und Belästi­
gungen andersdenkender Heimbe­
wohner seien in allen Wohnheimen 
das übliche Vflrfahren, das zudem 
von den verantwortlichen Wohn­
heim trägern hingenommen würl!le. 
Dazu ist iestzustellen, daß ,Politisie-

rungen' dieser Art in den Heimen der 
Stiftung Studentenhaus nicht statt­
finden. Im übrigen hält es der Vor­
stand für seine selbstverständliche 
Pflicht, die sich aus dem Mietvertrag 
ergebenden Rechte jedes Heimbe­
wohners zu wahren und notfalls auch 
zu sch'ützen. 
Es bleibt zu wünschen; daß sich die 
betreffenden Verfasser in Zukunft 
vorher eingehEmd informieren. Wir 
stehen zu solchen Informationen gern 

zur Verfügung. Unseren Bemühun­
gen als Wonnheimträger, im Inter­
esse der gesamten Studentenschaft 
die WQbnungssituation zU verbessern, 
wird mit teils ungenauen, teils sogar 
falschen Veröffentlichungen wie den 
vorliegenden ein Bärendienst gelei­
stet. 

Mit freundlichem. Gruß 
Grawe 
Geschäftsführer" 

Semester-Stipendien 
für Anglisten 
Der Deutsche, Akademlsroe Aus­
tauschdienst bjetet für das Studien­
jahr 1973/74 Semester-Stipendien für 
Studierende der Fachrichtung Angli­
stik an. Diese Stipendien sollen aus~ 
schließlich der landeskundlichen und 
sprachlichen Fortbildung dienen. Sie 
werden zur Teilnahme an einem ge­
lenkten Studienaufenthalt an ausge­
wählten britischen Hochschulen ver­
geben, wobei der DAAD die Vermitt~ 
lung der Stipendiaten an die am Pro­
gramm beteiligten Hochschulen über­
nimmt. Da zur Zeit noch Verhandlun­
gen mit britischen Hochschulen ge­
führt werden, können im Augenblick 
noch keine Angaben darüber gemaoh1 
werden, welche britiscben Hochschu­
len am Programm beteiligt sein wer. 
den. Die ausgewählten Stipendiaten 
werden hierüber zu gegebener Zeit 
Nacbricbt erhalten. 
Das Programm verläuft in der Weise , 
daß im Rahmen des Lehrangebotes 
an den einzelnen Hochschulen in Ab­
stimmung mit den zuständigen ak1ll­
demischen Lehrern und Tutoren für 
die Teilnehmer solch@ Veranstaltun­
gen gewählt werden, die der landes-

kundlichen und sprachlichen Fortbil­
dung in besonderer Weise dienen. Je 
nach Umfang des LehrangebQtes kön­
nen zusi:itzliche Veranstaltungen (Es­
say-writing, translations, conversa­
tion) durch die Tutoren angesetzt 
werden. 
Soweit die Möglichkeiten der jeweili­
gen Hochschule es zulassen und so­
weit es mit dem Programm vereinbar 
ist, können auch Veranstaltungen des 
zweiten Faches besucht werden. 
Es wird erwartet, daß sich die Teil­
nehmer am Programm sowohl wäh­
rend ihrer StucUenzeit in Großbritan­
nien aktiv an der Gestaltung des Stu­
dienaufenthaltes beteiligen als auch 
nach Beendigung des Aufenthaltes an 
der Verbesserung (durch ;Berichte, In­
formationen an die Nachfolger) mit­
arbeiten. Da das Programm vom 
DAAD erst neu entwickelt wird, sind 
der DAAD sowie die beteiligten bri­
tischen Hochschulen an einer solchen 
Mitarbeit sehr interessiert. 

Laubeit des I!itipencliuJ'ftll: 
Vom 1. Oktober 1973 bis 31. März 1974 
(6 Monate). 

Hochschule geben. Außerdem sollen 
in diesem Jahr sechs hochschuldidak­
tische Zentren in Nordrhein-Westfa­
len ihre Arbeit aufnehmen, um die 
Studienreform durch neue pädagogi­
sche Konzeptionen abzusichern. 

Weiterbildung? 
Hochschulen, an denen praktische 
Bildungsarbeit mit Erwachsenen in 
institutionalisierter Form betrieben 
wird, sind verschwindend gering. In 
Frankfurt ist zwar zur Förderung der 
Erwachsenen- und Weiterbildung 
einiges an Plänen vorgelegt worden, 
doch steckt auch hier leider noch 
alles in den Kinderschuhen. 
Dieser Entwicklungsstand spiegelt 
sich auch in der Literatur über Theo­
rie und Praxis zur Erwachsenenbil­
dung wider. In allerjüngster Zeit fin­
det man erst Beiträge, die seit dem 
Beginn des Jahrhunderts mit fast 
identischen überschriften das reflek­
tieren, was inzwischen zur Selbstver­
ständlichkeit geworden sein müßte: 
die Mitwirkung der Universität an 
der Erwachsenenbildung z. B. auch 
der sogenannten Nichtwissenschaft­
ler. 
Das :aHG gibt den Universitäten im 
§ 20 die "Möglichkeit" der Weiterbil. 
dung von sonstigen Bediensteten. Ge­
nau dieser § 20 HHG müßte in der 
Satzung der Universität Frankfurt 
z. B., viel detaillierter und konkreter 
stehen; vergl. Satzungsentwurf Uni 
FFM § 4 Abs. (2) Satz 4. und 5. mit 
Satzungsentwurf Uni Marburg § 4 
Abs. (5) und § 19 Absätze (2) (3) (4), 
Die nichtwissenschaftliche Erwach­
senenbildung darf nicht draußen vor 
der Tür stehen, Lehre und For­
schung, sicher die eigentliche Arbeit 
der Universität, darf aber nicht hin­
ter der Tür geleistet werden. Die 
Öffentlichkeit sollte mehr informiert 
werden, was so hinter den Mauern. 
der Hochschule vor sich geht. 

Das nichtwissenschaftliche Personal 
sollte aktiver an der Wissenschaft 
und Forschung beteiligt werden und 
nicht nur "Handlanger" spielen dür­
fen. 

Theoretiker und Praktiker meinen ja 
für die " Erwachsenenbildung wären 
nur die Volkshochschulen da. Ich bin 
der Meinung, daß Volkshochschulen 
etc. gemeinsam mit den Hochschulen 
Erwachsenen-' und Weiterbildung be­
treiben sollten! Doch, so glaube ich, 
steht dem die überheblichkeit von 
Anhängern der "alten deutschen 
Ordinarienuniversität" gegenüber, 
die noch glauben, ein Monopol an der 
Wissenschaft zu besitzen. Genau wie 
die sogenannten progressiven Kräfte, 
die die Universitäten zu Spielplätzen 
der Revolution mißbrauchen, um zu 
versuchen, sie in Kaderschulen um­
zuwandeln. 

Universitäten und Hochschulen, die 
auf der Basis einer demokratischen 
Gesellschaft existieren, dienen - ob 
es der Mehrzahl der Akademiker 
paßt oder nicht - dieser Gesell­
schaft. Wolfgang Lakomy 

Leistungen: 
Stipendienhöhe 630 DM pro Monat, 
Reisekostenpauschale 360 DM für Hin­
und Rückreise. übernahme der Stu­
diengebühren, Abschluß einer Kran­
kenversicherung. 

Voraussetzungen: 
Es können sich nur Studierende be­
werben, die Wintersemester 1972/73 
im zweiten oder dritten Fachsemester 
sind. Im einzelnen werden folgende 
Unterlagen benötigt: DAAD-Bewer­
bungsformular mit Lichtbild (zwei­
fach), mit Maschinenschrift ausge­
füll t; Maschinengeschriebener Le bens­
lauf und Darstellung des bisherigen 
Studienganges (zweifach); 2 Fachgut­
achten; Aufstellung der bisher erwor­
benen übungs- und Seminarscheine 
mit Prädikatsangaben; Zeugnis über 
SprachkeI?-ntnisse auf DAAD-Form.u­
lar (zweifach). 

Bewerbun.gsterttlin. uncl -ort: 
15. Februar 1973, beim Akqdel1'1isc:ben 
Auslandsamt der zuständigen Iiocb­
schultl. 
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Ergebnis der Wahlen 
zum 
Studentenparlament 
Bei einer Wahlbeteiligung von 41,26 
Prozent brachten die Wahlen zum 
studentenparlament der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität vom 12. 
bis 14. Dezember 1972 folgendes Er­
gebnis, in Klammer die Vergleich­
zahlen aus dem Vorjahr: ads sozialli­
beral: 27,86 0/0, 6 Sitze (29,5010, 7 
Sitze); Sozialistischer Hochschul­
bund/SF: 23,91010, 6 Sitze (25,1 %, 6 
Sitze); Sozialdemokratischer Hoch­
schulbund: 20,23 Ufo, 5 Sitze (keine 
Vergleichszahlen) KU / ReDS: 

Aufgespießt 
KOPF-GELD 
dpa. Die Einführung einer Prämie 
für Studenten, die ihr Examen vor­
zeitig ablegen, hat der Parlamenta­
rische Staatssekretär im baden-würt­
tembergischenKultusministerium,Dr. 
Gerd Weng, vorgeschlagen. Weng er­
klärte dazu in Tübingen, es müsse 
nicht nur der Ausbau der Hochschu­
len betrieben werden, sondern auch 
ein "flüssiger Ausgang" aus den Uni­
versitäten ermöglicht werden. 

10,55 %, 2 Sitze (8,0 %, 2 Sitze); KSV: 
9,60 Ufo, 2 Sitze (26,0 Ufo, 6 Sitze); MSB 
Spartakus: 5,58 Ufo, 1 Sitz (7,10f0, 1 
SItz), Dem Volke dienen/KHF: 2 27 Ofo. 
keinen Sitz (keine Vergleichszahlen)' 
Die neuen Parlamentarier: 
ads-sozialliberal: 
1. Wolf-Dieter Langenhan 
2. Bernd Stroemer 
3. Achim Stier 
4. Anette Heumann 
5. Hans-Joachim Schäfer 
6. Brigitte Stroemer 
Sozialistischer Hochschulbund/SF: 
1. Heinz Funke 
2. Brigitte Kusche 
3 Edil Tokmar 
4. Michael Krawinkel 
5. Heiner Heseler 
6. J oachim Klein 
Sozialdemokratischer 
bund: 
1. Herbert Gissei 
2. Lore Mengel 
3. Walter Knepel 
4. Gisela Schatten 
5. Horst Bröhl 
KU/RenS: 
1. Wolfgang Sedlak 
2. Gabriele Herter 
KSV: 
1. Michael Denis 
2. Hilde Simon 
Spartakus: 
Peter Wahl 

Hochschul-

Fragebogenaktion 
1500 Studenten (jeder 6,5te) und 500 Professoren der 
Universität Frankfurt wurde in der letzten Woche von 
der Stadt- und Universitätsbibliothek ein Fragebogen 
"Befragung zum Benutzerverhalten in Universitäts­
bibliotheken" zugesandt. Diese Fragebogenaktion, die 
noch an fünf weiteren Universitätsbibliotheken der Bun­
desrepublik durchgeführt wird (Berlin, Karlsruhe, Tübin­
gen, Hannover und Hamburg) wurde von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft initiiert. 

Bereits im Herbst 1972 wurde ein sogenannter Pretest 
mit 300 Fragebogen vorg.enommen, um ihre Verständ­
lichkeit und Verbesserungs möglichkeiten zu prüfen. Das 
Ergebnis der jetzigen Frö,gebogenaktion wird im Herbst 
1973 vorliegen. Davon wird allerdings nicht nur die DFG 
profitieren. Wie ein Sprecher der Stadt- und Universi­
tätsbibliothek erklärte, kann das Ergebnis durchaus Ein­
fluß auf die Ausleihepraktiken und Öffnungszeiten der 
Bibliotheken haben. "Die Bibliotheken können nicht 
mehr als reine Kulturstätten betrachtet werden, sie sind 
Dienstleistungsbetriebe, die ihren Bestand nach dem Be­
darf aufbauen. Der Trend geht immer weiter dahin, die 
Literatur so offen wie möglich aufzustellen und den 
direkten Zugang zu ermöglichen." 

Personalien 

Die DFG, die die wissenschaftlichen Bibliotheken in der 
Bundesrepublik jährlich mit erheblichen Summen unter­
stützt, das heißt, vorwiegend die ausländische Literatur 
für die Sondersammelgebiete finanziert (in Frankfurt 
unter anderem Germanistik), die an jeder Universitäts­
bibliothek existieren und sich insgesamt untereinander 
ergänzen, will auf diesem Weg Maßnahmen zur Förde­
rung des Bibliothekswesens untersuchen, ihr eigenes 
System überprüfen und schließlich die zukünftige Lite­
raturversorgung fördern. Beauftragt wurde die Arbeits­
stelle für Bibliothekstechnik bei der Staatsbibliothek 
Preußischer KIllturbesitz in Bedin, die den Fragebogen 
ausarbeitete, ausgewertet werden die Fragebogen vom 
Sozialforschungsinstitut Infratest in München. 

Damit die Umfrage als repräsentativ angesehen werden 
kann, muß der Rücklauf, der in diesen Tagen anläuft, 
mindestens 50 Prozent betragen. Dazu richtet die Stadt­
und Universitätsbibliothek die dringende Bitte an alle 
Empfänger des Fragebogens, ihn, wenn es auch einige 
Zeit kostet, auszufüllen und zurückzusenden, da letzt­
endlich das Ergebnis der Umfrage und seine E:QlgeI) nur 
Erleichterungen für die Benutzer der Bibliotheken brin­
gen sollen. 

Rechtswissenschaften 
Dr. Manfred Wolf; 'bisher nözreRf(fe1-
Universität Tübingen, wurde zum 
Professor H 4 (Bürgerliches Recht 
und Zivilprozeßrecht) ernannt. 
Dr. Gerhard Dilcher, bisher Professor 
der FU Berlin, wurde zum Professor 
H 4 (Deutsche Rechtsgeschichte, Kir­
chenrecht und Zivilrecht) ernannt. 
Dr. Eckard Rehbinder, bisher ordent!. 
Professor der Universität Bielefeld, 
wurde zum Professor H 4 (Bürger­
liches Recht, Zivilprozeßrecht und 
Internationales Privatrecht) ernannt. 

Wirtschaftswissenschaften 
Prof. Dr. R. Gümbel, Inhaber der 
Professur für Betriebswirtschafts­
lehre, insbesondere Handelsbetriebs­
lehre, hat einen Ruf auf eine 
ordentl. Professur für Betriebswirt­
schaftslehre, insbesondere Marketing, 
an der Universität Münster erhalten. 

Gesellschaftswissenschaften 
Dr. Klaus Jürgen Gantzel wurde die 
Bezeichnung Honorarprofessor ver­
liehen. 

Erziehungswissenschaften 
Prof. Dr. H. Rauschenberger hat 
einen Ruf auf eine Lehrkanzel an der 
Hochschule für Bildungswissenschaf­
ten in Klagenfurt erhalten. 

Philosophie 
Dr. Alfred Schmidt wurde zum Pro­
fessor H 4 (Philosophie und Soziolo­
gie) ernannt. 
Dr. Karl Otto Apel, bisher ordentl. 
Professor der Universität des Saar­
landes, wurde zum Professor H 4 
(Philosophie) ernannt. 

Geschichtswissenschaften 
Dr. Horst Stuke wurde zum Professor 
H 4 (Sozial- und Wirtschaftsge­
schichte) ernannt. 

Neuere Philologien 
Prof. Dr. A. Baumgärtner wurde zum 
ordentlichen Professor an der Uni­
versität Würzburg ernannt. 

Mathematik 
Dr. Horst Luckhardt wllll"de Z1:lID'Pl'O­
fessor (H 3) ernannt. 

Physik 
Dr. Nikolaus Barth wurde zum Pro­
fessor (H 3) ernannt. 
Dr. Karl Haubold hat einen an ihn 
ergangenen Ruf auf eine H 3-Profes­
sur an der Universität Bremen abge­
lehnt. 
Dr. Eric Moisar wurde die Bezeich­
nung Honorarprofessor verliehen. 
Professor W. Scheid, Diplom-Physi­
ker, J. Maruhn und J. Rafelski (Theo­
retische Physik) wurden zu Haupt­
vorträgen über Schwerionenstreuung, 
Kernspaltung bzw. Quantenelektro­
dynamik der starken Felder zum 
"International Winter Meeting on 
Nuclear Physics" in Villars (Schweiz) 
vom 22. bis 27. Januar 1973 eingela­
den. 
Professor W. Greiner (Theoretische 
Physik) wurde zur "Panel Discussion 
Modern Photonuclear Pbysics" des 
International Conference on Photo­
nuclear Reactions vom 26. bis 
30. März 1973 in Asilomar (Kalifor­
nien) eingeladen. Vorher hält er 
eine einwöchige Gastvorlesung über 
"Heavy Ion Physics" an der Kansas 
State University in Manhattan (Kan­
sas). 
Professor H. J. Weber von der Uni­
versity of Virginia, Charlottesville 
(USA), verbringt zur Zeit einen sechs­
monatigen Gastaufenthalt am Insti­
tut für Theoretische PhysjJ{. 
Professor J. R. Nix (Los Alamos Sci­
entific Laboratories) verbringt zur 
Zeit einen sechswöchigen Aufenthalt 
als Gast der Gesellschaft für Schwer­

Insgesamt sind 160 Fragen aufgestellt, die in drei split­
Fas.sungen aufgeteilt sind, so·daß leder, Fragebogen etwa 
80 Fragen enthält. 

Unsere Bilder zeigen den alphabetischen Katalog urtd 
den Lesesaal der Stadt- und Univ..el\Sität;gbibliothek. 

(iFot-os., BQPP) 

________________ ionenforschung mbR (GSI) am Insti-
tut für Theoretische Physik. 
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Professor W. Greiner (Theoretische Professor W. Greiner wurde zu einem 
Physik) wurde zu Vorträgen über einmonatigen Aufenthalt als Gast­
"QuantumElektrodynamics ofStrong professor an die University of Cairo 
Fjelds" und "The Two Center Shell (Ägypten) eingeladen, um eine Vor­
Model in Heavy Ion Physics" anläß- lesungsreihe über Schwerinonenphy­
lieh der Minerva-Conference (vom sik abzuhalten. 
2. bis 5. April 1973) an das Weizmann-
Institut in Rehovot (Israel) eingela- Biologie 
den. Er hält außerdem Vorträge an Dr. Gerhard Neuweiler, bisher Ober­
der Hebrew University in Jerusalem assistent der Universität Tübingen 
und an der University of Tel Aviv. wurde zum Professor H 4 (Zoologie) 
Professor Christian Toepffer (Theo- ernannt. 
retische Physik) wurde zu einem 
mehrmonatigen Gastaufenthalt an Geowissenschaften 
das Nuclear Structure Laboratory der Dr. Rainer Roth, bisher wiss. Assi .. 
University of Witwatersrand in Jo- sti'!nt der Un~versität München, 
hannesb1.u;g (SUdafrika) eingeladen. wurde zum Professor (H 3) ernannt. 

Humanmedizin 

Dr. Georges Fülgraff, bisher Wissen­
schaftlicher Rat und Professor der 
Technischen Hochschule Aachen 
wurde zum Professor H 4 (Pharmako­
logie) ernannt. 

Priv.-Doz. Dr. med. Lothar Nowicki, 
Abteilung für Hämatologie, und Prof. 
Dr. med. Helmut Martin, Abteilung 
für Hämatologie des Zentrums der 
Inneren Medizin, wurden von der Ita­
lienischen Gesellschaft für Hämato­
logie zu korrespondierenden Mitglie­
dern erna.nnt. 
Prof. Dr. B:ans Pet er Satter (biSher 
Universität Bochum) "Wurde zum Pro-

fessor H 4 (Thorax-, Herz- und Ge­
fäßchirurgie) ernannt. 

Prof. Dr. Wilhelm Doden (Augenkli~ 
nik) hat einen an ihn ergangenen Ruf 
an die Universität Wien abgelehnt. 

Anläßlich der Tagung der Deutschen 
Gesellschaft für Angiologie wurde 
der alle zwei Jahre verliehene und 
mit 10 000 Mark dotierte Max-Rat­
schow-Preis der Deutschen Gesell­
schaft für Angiologie zu gleichen 
Teilen an Prof. Dr. A. M. Ehrl~ 
(Zentrum der Inneren Medizin, Uni­
versität Frankfurt) und an Friv.-D()~ 
Dr. P. Lichtlen, Zürich. ;verLierum. . 
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Zum Thema: Lehrerüberschuß 
Anstellung im' Schuldienst fürchten 
(siehe anliegende Tabelle). 

Schlußfolgerung: 
1. Die Lehrerverteilung im Bundes­
gebiet ' ist nicht gleichmäßig. Ein Zu­
sammenhang zwischen Studienplatz­
angebot und Lehrerversorgung ist 
erkennbar. Einige Bundesländer ver­
sorgen andere (benachbarte) Länder 
mit. GEW: Länderübergreifende Ermittlung 

des Lehrerbedarfs 
Als "unsinnig oder böswillig" hat der 
:Vorsitzende der Gewerkschaft Erzie­
hung und Wissenschaft, Erich Frister, 
in einer Presseerklärung das "Ge­
rede" von einem möglichen generel­
len Lehrerüberschuß bezeichnet. Da 
gerade dieses Thema in der letzten 
Zeit Mittelpunkt der Diskussion über 
den Lehrerbedarf geworden ist, möch­
ten wir mit diesem Beitrag der GEW 
eine Diskussion zu diesem Thema an­
regen, und in den nächsten Ausgaben 
von Uni-Report weiteres Material 

-wj.rd von ,einigen ,Landesregierungen 
verkündet, die Zahl der neu zu schaf­
fenden Planstellen für Lehrer im 
Rahmen der mittelfristigen Finanz­
planung 'bis 1976 orientiere sich an 
der Unterbringung der an den Hoch­
schulen des jeweiligen Landes aus­
gebildeten jungen Lehrerinnen und 
Lehrer. 

Weder das unqualifizierte Gerede 
von einem generellen Lehrerüber­
schuß in der Bundesrepublik noch 
der kleinkarierte Rückfall in den 
Provinzialismus, nur noch "Landes-

Völlig absurd und allenfalls des Bei­
falls der Schildbürger sicher ist die 
Vorstellung, 'nur noch Hochschulab­
solventen des eigenen Bundeslandes 
einzustellen. Die jetzt schon vorhan­
denen krassen Unterschiede in der 
Lehrerversorgung im Bundesgebiet 
würden noch verschärft und darüber 
hinaus müßten Hochschulabsolventen 
aus Ländern mit großem Studien­
platzangebot um die Möglichkeit der 

Es bleibt zu fragen, welchen Sinn 
eine Bund/Länder-Kommission für 
Bildungsplanung hat, wenn nun bei 
der Feststellung des Lehrerbedarfs 
wieder die Krähwinkelei obsiegt. An 
den neuen künftigen Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, der 
auch den Vorsitz in der Bund/Länder­
Kommission übernimmt, ist der drin­
gende Appell zu richten, für eine dif­
ferenzierte, länderübergreifende mit­
tel- und langfristige Ermittlung des 
Lehrerbedarfs unverzüglich zu sor­
gen, die sich aus diesen Ermittlungen 
ergebenden notwendigen Koordinie­
rungsmaßnahmen vorzuschlagen und 
der interessierten Öffentlichkeit rei­
nen Wein einzuschenken, die ange­
sichts des Hin und Hers der Meinun­
gen während des letzten Jahres den 
Eindruck haben muß, der Lehrerbe­
darf würde in der Bundesrepublik 
von Astrologen ermittelt. 

2. Eine Beschränkung der Planstel­
lenausweisung auf die Hochschulab­
solventen des eigenen Bundeslandes 
würde 
entweder die Unterschiede in der 
Versorgung mit Lehrern zwischen den 
Bundesländern noch vergrößern 
oder es gibt, bei erheblicher Ver­
schlechterung der Lehrerversorgung 
in einigen Ländern (Bayern, Saar­
land, Rheinland-Pfalz, Schleswig­
Rolstein), für den Hochschulabsol­
venten aus anderen Ländern (Berlin, 
Hamburg, Hessen) keinen Arbeits­
platz. 
3. Der Lehrerbedarf kann nur län­
derübergreifend ermittelt werden. 
Der notwendige Ausgleich zwischen 
den Bundesländern muß gegebenen­
falls durch eine zentrale Vermitt­
lungsstelle gefördert werden. 

hierzu veröffentlichen. . Material zur Frage des länderübergreifenden Lehrerbedarfs in der Bundes­
republik 

Erklärung des Vorsitzenden der Ge- kinder" zu beschäftigen, sind sachlich 
werkschaft Erziehung und Wissen- zu rechtfertigen. Wen~ nicht I?an­
schaft (GEW), Erich Frister, zum gelnd~.r Sachverstapd die Quelle so~­
Lehrerbedarf. in der Bundesrepublik: ' cher Außerungen 1st, dann muß die 

Lehrerbestand (Volksschulen *) und Verhältnis zur Schülerzahl im Vergleich 
mit der Zahl der Studenten für das Lehramt an Volksschulen im Verhältnis 
zur Schülerzahl - 1970 - . Wichtiges in Kürze 

Mitglieder einiger Landesregierungen 
haben in der jüngsten Zeit die Dis­
kussion um den Lehrerbedarf in der ' 
Bundesrepublik mit Behauptungen 
über einen gegen Ende dieses Jahr­
zehnts drohenden Lehrerüberschuß 
angeheizt. Zum gleichen Zeitpun~d 

Termine . ~ , . 

Montag, 15. Januar 1973: Fachbe­
reichskonferenz Fachbereich Gesell­
schaftswissenschaften, 14 Uhr, Se-
natssaal. ' 
Mittwoch, 17. Januar 1973: Fachbe­
reichskonferenz Fachbereich Wirt­
schaftswissenschften, 15 Uhr c. ' t., 
Zimmer 521. 

Absicht unterstellt werden, vor dem 
Lehrerstudium abzuschrecken und 
eine Überwindung des LeJ:lrerman­
gels zu verhindern. 

Die Bundesregierung und die Bund/ 
Länder-Kommission ' für Bildungs­
planung waren sich darin einig, daß 
die Verwirklichung der Bildungsre­
form eine Verdoppelung der Lehrer­
zahl von rund 350000 auf etwa 700000 
erfordert. Diese Zahl ist auch bei 
günstigem Verlauf, selbst bis 1985, 
nich t vollständig zu erreichen. Es ist 
also unsinnig oder böswillig, von 
einem möglichen generellen Lehrer­
überschuß zu reden. Allerdings muß 
der Bedarf differenzierter für die 
einzelnen Schulstufen und Unter­
richtsfächer ermittelt werden. Es wäre 
besser, die Politiker konzentrierten 
ihre Energien darauf, damit eine 

Bundeslan'd 

Berlin 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig -Holstein 

Bayern 

Baden-Württemberg 

Nordrhein -Westfalen 

Schüler pro Lehrer 

28 

31 

31 

31 

31 

32 

32 

34 

34 

39 

Schüler pro Student 

58 

48 

72 ' 

89 

117 

128 

115 

146 

85 

82 

" ' 

Mathematik als Fernstudium 
Probeweise beginnt das ZDF mit fol­
gender Sendung: "Integralrechnung. 
Ein Lehrpaket aus dem Grundstu­
dium der Mathematik". Beginn 8.1. 
1973, 8.45 Uhr, Wiederholung am 12. 1. 
1973, 14.30 Uhr. Insgesamt sind es 13 
Sendungen mit schriftlichem stu­
dienmaterial. Dieser Fernstudienbau­
stein wird im Fachbereich Mathema­
tik mit einer Studentengruppe beob­
achtet. Wer Interesse an diesem 
Fernstudienprogramm hat, möge 
bitte in der Arbeitsstelle Fernstu­
dium und Weiterbildung die Sende­
zeiten und alles Nähere erfragen. 
Telefon: 36 13. 

Mittwoch, 17. Januar 1973: Fachbe­
reichskonferenz Fachbereich Ost- und 
Außereuropäische Sprach- und Kul­
turwissenschaften, 15 Uhr s. t." Dante: 
straße 4, Raum 4. 

. vernünftige Beratung der Studien­
anfänger möglich ist, und verzichten 
dafür darauf, das Thema weiterhin 
auf dem Niveau eines schlechten 
Stammtisches zu behandeln. 

*) Die amtliche Schulstatistik verwendet noch die Bezeichnung "Volksschulen" 
Quellen: Statistisches Jahrbuch 1972, 

dpa - Die Einrichtung eines zusätz­
lichen Lehrstuhls für Arbeitsmedizin 
in Marburg oder Darmstadt hat die 
SPD-Fraktion des Hessischen Land­
tages gefordert. Zwei Lehrstühle die­
ser Art bestehen bereits in Frankfurt 
und Gießen. 

Die Johaiul WoHgang Goethe-Unive~sität Fninidurt ~m Mai~ 
sucht für eine vielseitige Tätigkeit in ihrer Rechtsabteilung 
z~m frühstmöglichen Dienstantritt einen 

VOLLJURISTEN 
Es handelt sich um die Besetzung einer BAT Ha Stelle. Zu den 
Aufgabengebieten gehört die Bearbeitung von Rechtsangele­
genheiten aus allen Bereichen einer modernen Hochschulver­
waltung, insbesondere die Führung von prozessen. Die Posi­
tion ist als Anfangsstelle geeignet. Bewerbungen sind mit den 
üblichen Unterlagen an den Präsidenten - Rechtsabteilung -
der Johann Wolfgang Goethe-Universität, 6 Frankfurt am 
Main, Senckenberganlage 31 - Telefon 7 98/2239 - zu' richten. 

Im (ehemaligen) Seminar für Gesellschaft im FB Gesell­
schaftswissenschaften ist die Stelle einer 

SEKRETXRIN 
(halb- oder ganztags) zu besetzen. Vergütung nach BAT VII. 
Interessenten werden gebeten, die Nr .. 798/2473 anzurufen. 

Im Fachbereich Mathematik der Universität Frankfurt am 
Main ist ab sofort eine Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT Ha) zu besetzen. Zu den Aufgaben pes Stelleninhabers 
gehört die Betreuung von übungen, Proseminaren und Semina­
ren in den Gebieten Wahrscheinlichkeitstheorie und Mathem. 
Statistik. Für die Besetzung der Stelle ist ein abgeschlos­
senes Mathematikstudium Voraussetzung. Bewerbungen mit 
den üblichen Unterlagen (Lebenslauf, Zeugnisse, Schriftenver­
zeichnis) werden bis zum 31. Januar 1973 an das Dekanat des 
Fachbereichs Mathematik, 6 Frankfurt, Rooert-Mayer-Straße 
6-8, erbeten. 

Am Seminar für Völkerkunde ist die Stelle einer 
HALBTAGSSEKRETXRIN 

BAT VII zu besetzen. Der Schwerpunkt der Tätigkeit soll bei 
Bibliotheks- und Sekretariatsarbeiten liegen. Bitte wenden Sie 
sich an Prof. Haberland, Seminar für Völkerkunde, Frankfurt 
am Main, Liebigstraße 41, Tel. 72 10 12. 

Am Seminar für Klassische Philologie im Fachbereich 9 ist ab 
1. Februar 1973 die Stelle einer 

HALBTAGSSEKRETÄRIN 
(BAT VI b) (mögl. nachrn.) zu besetzen. Erwartet werden einige 
Berufserfahrung und gute Kenntnisse in Stenographie und 
Maschinenschreib,en. Fremdsprachenkenntnisse erwünscht. 
Bewerbungen werden an den geschäftsf. Seminardirektor, 
Frankfurt am Main, Mertonstraße 17, erbeten. 

Der Fachbereich Biologie (Zoologie) sucht eine 
TECHNISCHE ASSISTENTIN 

(Bezahlung nach BAT VI b) 'für folgenden Aufgabenbereich: 
Betreuung von Tierkulturen, Mitarbeit bei der Vo:vöer.eitung 
und Durchführung von Lehrveranstaltungen, gegebenenfalls 
auch Arbeiten auf histologischem Gebiet, Bewerbungen wer­
den erbeten an den Dekan des Fachbereichs Biologie der ,Uni­
versität Frankfurt, Siesmayerstraße 70; telefonische Rückfra·­
gen: 7 98/47 01. 

Das Institut für Kunsterziehung, Frankfurt am Main, Sophien­
straße 1-3 sucht ~ine 

BtiROANGESTELLTE 
(Sekretärin) nach BAT VI b. Bewerbungen bitte schriftlich 
tIder,telefOOlisclum.ter.7.98J29J.5. 

Statistisches Bundesamt, Fachserie A, Reihe 10 V. 1972 

i~ Dekanat d~s Fachbereic6~ l'l~v.;~e ~f;i1I919g}~i 4~r Johann 
Wolfgang Goethe-Universität ist ab 1. Januar 1973 die Stelle 
einer 

SEKRETÄRIN (IJALBTAGS) 
zu besetzen. Vergütung nach BAT VI b. Anfragen bitten wir zu 
richten an das Dekanat, Georg-Voigt;.Straße 12, Tel. 798/2971. 

Im Fachbereich Biologie ist die Stelle einer ' 
TECHNISCHEN ASSISTENTIN 

(MTA oder BTA) in der Arbeitsrichtung Histologie und Elek­
tronenmikroskopie zu besetzen. Voraussetzung: Gute histolo­
gische Kenntnisse. Besonders erwünscht sind Kenntnisse der 
Methoden zur Darstellung von Neutronen. Einarbeitungsmög­
lichkeit in der Elektronenmikroskopie bei Vorkenntnissen. Be­
zahlung nach VI b BAT (Vc ist beantragt). Bewerbungen sind 
zu richten an den Dekan des Fachbereichs Biologie der Uni­
versität Frankfurt am Maih, Siesmayerstr. 70. 

Das Max-Planck-Institut für Biophysik, Frankfurt am Main, 
Kennedyallee 70, sucht einen ' 

MITARBEITER 
mit Hochschulabschluß für die Betreuung und Entwicklung 
elektronischer Geräte. Beherrschung der modernen Halblei­
tertechnik ist erforderlich. Zur Verfügung steht eine Stelle 
nach BAT Ha. 

Die Senckenbergische Bibliothek - Universitätsbibliothek 
für Naturwissenschaften und alte Medizin - sucht zum als­
baldigen Eintritt 

3 DIPLOM-BIBLIOTHEKARE/INNEN 
Vergütung: BAT V-b / Bewährungsaufstieg nach IV-b, gege­
benenfalls übernahme in das Beamtenverhältnis, 5-Tage­
Woche, übliche Sozialleistungen. 
Bewerbungen erbeten an: Verwaltung der Senckenbergischen 
Bibliothek,6 Frankf)lrt amMain, Bockepheimer Ldstr.134-138. 

Im Didaktischen Zentrum ist ab sofort die Stelle einer 
VERWALTUNGS ANGESTELLTEN 

(BAT VI b) zu besetzen. - Erwartet werden Kenntnisse in 
Stenographie und Maschinenschreiben, Erfahrungen in Ver­
waltungsarbeiten. - Bewerbungen bitte richten an den Ge­
schäftsführenden Direktor des Didaktischen Zentrums, 6 
Frankfurt am Main, Sophienstraße 1-3 (Tel. 798/2192) 

Im Fachbereich Humanmedizin ist die Stelle eines 
WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 

- Vergütungs gruppe II a BAT - im künftigen Zentrum der 
Dermatologie ab sofort zu besetzen. 
Kenntnisse auf dem Gebiet der morphologischen Forschung 
oder der Röntgentheraphie sind erwünscht aber nicht Bedin­
gung. 
Außer der Vergütung werden zahlreiche soziale Vergünsti­
gungen, wie verbilligter Mittagstisch, Beihilfe im Krankheits­
falle, Zuschuß zum Krankenversicherungsbeitrag, tarifver­
tragliehe Zulage von monatlich 100,- DM, Bereitschafts­
dienstvergütung und die sonstigen, im öffentlichen Dienst 
üblichen sozialen Leistungen'gewährt. 
Bewerber, die die Facharztweiterbildung anstreben und Inter­
esse an wissenschaftlicher TätLgkeit hCl-ben" werden gebeten, 
ihre Bewerbungen mit Lichtbild, Lebenslauf und Zeugnis ab­
schriften an den Direktor, Herrn Prof. Dr. Th. Nasemann, 
6 Frankfurt am Main, Theodor-Stern-Kai 7, Telefon (0611) 
63..olt51 79. einzur~ichen. 

1m. Ze~tr.al~n Recheninstitul ist die Stelle einer 
VERWALTUNGSANGESTELLTEN 

(BAT VI b) zu besetzen. Es handelt sich um eine v ielseitige 
Tätigkeit, in der neben der Erledigung der anfallenden 
Schreibarbeiten vor allem Wert auf selbständige Mitarbeit im 
Rahmen des Organisationsablaufes des Rechenbetriebes gelegt 
wird. Bewerbungen wollen Sie bitte richten an den Leiter des 
ZRI, Gräfstraße 38; Tel.: 7 98/26 08. 

Im Fachbereich Rechtswissenschaft ist ab sofort die Stelle 
einer 

HALBTAGSSEKRETXRIN 

(BAT VII) zu besetzen. Die Bewerberin sollte gute Schreibma­
schinenkenntnisse haben und nach Möglichkeit an Nachmit­
tagen verfügbar sein. Bewerbungen und Rüddragen sind zu 
richten an: Professur für Strafrecht, Strafprozeß und Rechts­
philosophie, Professor Dr. E. A. Wolff, Juridicum, Sencken­
berganlage 31, Zimmer 508. 

An der Johann Wolfgang Goethe-Universität ist die Stelle 
eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 

(BAT Ha) zu besetzen. Aufgabenbereich: Koordination und 
vorbereitende Arbeiten zur Errichtung eines Wissenschaft­
lichen Zentrums für Umweltforschung. Der Bewerber sollte 
eine sozial- und/oder naturwissenschaftliche Ausbildung auf 
dem Gebiet der Umweltforschung haben. Die Dauer der Be­
schäftigung ist vorläufig auf 12 Monate begrenzt. Bewerbungen 
sind innerhalb von 4 Wochen zu richten an: Präsidial amt der 
Johann Wolfgang Goethe-Universität, 6 Frankfurt am Main, 
Senckenberganlage 31. 

Am Institut für Galenische Pharmazie der J ohann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt am Main (Fachbereich 15-Bio­
chemie und Pharmazie) ist die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 

(BAT Ha) zu besetzen. Aufgabengebiet: Vorbeqütungsarbei­
ten und Mitarbeit bei Lehr- und Forschungsaufgaben im Be­
reich der Pharmazeutischen Technologie. Betreuung wissen­
schaftlicher Sammlungen und Literaturarbeit. 

Anforderungen an die Bewerber: AbgeSchlossenes pharma­
zeutisches Hochschulstudium; Erfahrungen in der instrumen­
tellen pharmazeu tisch - techn ologisch en S tabili tä tsanalytik, 
Kenntnisse in der Technologie der Drogenverarbeitung. Be­
werbungen mit den üblichen Unterlagen sind an das Sekre­
tariat des Instituts für Galenische Pharmazie, 6 Frankfurt am 
Main, Georg-Voigt-Straße 16, zu richten. 

Am Statistischen Seminar der Johann WoIfgang Goethe-Uni­
versität in Frankfurt am Main ist eine Stelle für einen 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 

gemäß § 45, Abs. 1 HUG zu besetzen. Die Vergütung erfolgt 
gemäß BAT II a. Der künftige Stellen inhaber soU eine abge­
schlossene Hochschulausbildung und besondere Kenntnisse 
und Fähigkeiten auf dem Gebiet der mathematischen Statistik, 
Ökonometrie, Programmierung in Fortran oder Algol besit­
zen. Sein Aufgabengebiet erstreckt sich auf die wissenschaft­
liehen Dienstleistungen zur Organisation, zur Vorbereitung 
und zur Durd1führung von Forschung und Lehre auf dem 
Gebiet der Statistik. Bewerbungen sind bis zum 31. 1. 1973 an 
das Sekretariat des Statistischen Seminars zu richten, Inter~ 
essenten werden gebeten, weitere Informationen beim Sekre­
tariat des Statistischen Seminars einzuholen. Telefon 7 QI_ 
36·60-oder-2318. 
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